
der Genehmigung entsprechend, Bestandsschutz.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des Ober-
bürgermeisters vom 26.06.2015 über die
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 721 
- John-Lennon-Platz -

Der Rat der Stadt hat am 22.06.2015 die Aufstellung
eines Bebauungsplans für das im Plan des Bereichs 5-1
- Stadtplanung - vom 11.05.2015 umrandete Gebiet be-
schlossen (Bebauungsplan Nr. 721).

Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I, S. 1748).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen im
Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus
Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer 
Nr. A 009, während der Öffnungszeiten: 

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
und Freitag: 08:00 - 12:30 Uhr

einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 721 werden folgende Haupt-
planungsziele verfolgt:
- Entwicklung von Wohnbauflächen,
- Sicherung vorhandener Frei- und Grünflächen,
- Erhalt des Baumbestandes,
- planungsrechtliche Sicherung des Kindergartens und
- Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen,
Flur 13, und wird wie folgt umgrenzt:

Östliche Seite der Tannenbergstraße; östliche Seite der
Sedanstraße; abknickend zu einer Verlängerung der süd-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 282; südliche Grenze
des Flurstücks Nr. 282; abknickend zum nordöstlichen
Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 23; nördliche Grenze des
Flurstücks Nr. 23; südliche Grenzen der Flurstücke 
Nr. 25, 236, 262 und 263.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer zu
dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörden zur
Vorbereitung der von ihnen nach diesem Gesetzbuch zu
treffenden Maßnahmen Grundstücke betreten und Ver-
messungen, Boden- und Grundwasseruntersuchungen
oder ähnliche Arbeiten ausführen.

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

Erklärung

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 721 -
John-Lennon-Platz - wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.
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Übereinstimmungsbestätigung / Bekannt-
machungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung

Der Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstellungs-
beschlusses zum Bebauungsplan Nr. 721 stimmt mit
dem Ratsbeschluss vom 22.06.2015 überein.

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
BekanntmVO vom 26.08.1999, zuletzt geändert durch
Verordnung vom 13. Mai 2014 (GV. NRW. S. 307), ver-
fahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 26.06.2015

Wehling
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung
des Bebauungsplanes Nr. 721:

Aufgrund der bisherigen Beteiligung der Bürgerinnen und
Bürger und unter Berücksichtigung der vorhandenen
Planungsgrundlagen lassen sich zwei zentrale Themen
für die zukünftige Entwicklung des John-Lennon-Platzes
ableiten:

- Eine Bebauung von 50% der Fläche soll sich auf den
Bereich des ehemaligen Hauses der Jugend konzen-
trieren; es ist eine drei- bis viergeschossige an die Um-
gebung angepasste Baustruktur zu entwickeln. Die
Baumbestände sind möglichst zu erhalten.

- Die verbleibende Freifläche soll von den Bürgerinnen
und Bürgern in Abstimmung mit der Stadt Oberhausen
selbst genutzt und gestaltet werden können. Die Kom-
pensationsmaßnahmen und die Spielflächen werden
gestalterisch in die Freifläche integriert.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachungsanordnung des Ober-
bürgermeisters vom 25.06.2015 über die
öffentliche Auslegung des Entwurfs des
Bebauungsplans Nr. 689 - Holtstegstraße
(zwischen Graßhofstraße und Stadtgrenze
Dinslaken) -

Der Rat der Stadt hat sich in seiner Sitzung am
23.03.2015 mit dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 689
vom 22.01.2015 einverstanden erklärt und die öffentliche
Auslegung nebst Begründung beschlossen.

Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 689 - Holtstegstra-
ße (zwischen Graßhofstraße und Stadtgrenze Dinslaken) -
vom 22.01.2015 liegt deshalb nebst Begründung in der
Zeit vom 27.07. bis 27.08.2015 einschließlich im Bereich
5-1 - Stadtplanung -, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, wäh-
rend der nachstehend genannten Öffnungszeiten öffent-
lich aus.

Öffnungszeiten:
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

Verfügbare Arten umweltbezogener Informationen:

Zur Bebauungsplanung wurde eine Umweltprüfung nach
§ 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB durchgeführt. Die dabei unter-
suchten Umweltauswirkungen sind im Umweltbericht, als
gesonderter Teil der Begründung beschrieben und
bewertet worden. Sie betreffen folgende Schutzgüter:

- Mensch,
- Pflanzen und Tiere,
- Boden,
- Wasser,
- Klima und Lufthygiene,
- Landschaft (Orts- und Landschaftsbild, landschafts-

gebundene Erholung),
- Kultur- und Sachgüter sowie
- Wechselwirkungen.

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungsverfahren ge-
mäß §§ 3 Absatz 1 und 4 Absatz 1 BauGB sind
Stellungnahmen mit umweltrelevanten Informationen von
folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher
Belange eingegangen:

- Bezirksregierung Arnsberg, Abt. Bergbau und Energie
in NRW, vom 17.07.2013: Hinweise auf Bergwerks- und
Bewilligungsfelder;

- Minegas GmbH, Essen, vom 19.07.2013: Hinweis auf
Bewilligungsfeld;

Es sind keine weiteren Gutachten bzw. Prüfungsergeb-
nisse mit umweltbezogenen Informationen verfügbar.

Die der Stadt in den bisherigen Verfahrensschritten von
Dritten zur Verfügung gestellten umweltbezogenen In-
formationen sind bei der Erarbeitung des Umweltberich-
tes abwägend berücksichtigt worden.

Weitere Details der umweltrelevanten Informationen sind
dem ausliegenden Umweltbericht sowie den aufgeführ-
ten Stellungnahmen zu entnehmen.

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist
abgegeben werden. Nicht rechtzeitig abgegebene
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte ken-
nen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des
Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.

Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I, S. 1748).

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung

Erklärung

Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung sowie die
öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 689 
- Holtstegstraße (zwischen Graßhofstraße und Stadt-
grenze Dinslaken) - werden hiermit öffentlich bekannt
gemacht.
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